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Tenor:

Der Einkommensteuerbescheid für 2009 vom 09.03.2011 in
Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 10.10.2011 wird dahin
geändert, dass Werbungskosten in Höhe von 1.248,00 € bei den
Einkünften aus Kapitalvermögen berücksichtigt werden.

Die Berechnung der festzusetzenden Steuer wird dem Beklagten
übertragen.

Der Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens.

Die Revision wird zugelassen.

 
T a t b e s t a n d

Die Beteiligten streiten darüber, ob für das Streitjahr 2009 Schuldzinsen als nachträgliche
Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen zu berücksichtigen sind, wenn die
GmbH-Beteiligung vor dem Veranlagungszeitraum 2009 veräußert wurde.

Die Kläger wurden für das Streitjahr als Eheleute zusammen zur Einkommensteuer veranlagt.
Der Kläger hielt ab dem Jahr 1999 einen Anteil von 15.000,00 DM (15 v. H.) am
Stammkapital von insgesamt 100.000,00 DM der im Jahr 1993 gegründeten Firma A GmbH
(im Folgenden: GmbH). Mit Vertrag vom 26.09.2001 veräußerten er und der Mitgesellschafter
ihre Geschäftsanteile zu einem Kaufpreis von je 1,00 DM, wobei ein Eigenkapital der
Gesellschaft von 466.000,00 DM garantiert wurde. Hieraus ergab sich ein an den Erwerber
zu leistender Ausgleichsbetrag in Höhe von ca. 2,3 Millionen DM, wovon ein Betrag in Höhe
von ca. 346.000,00 DM (15 v. H.) auf den Kläger entfiel. Um seiner Ausgleichsverpflichtung
nachzukommen, verzichtete der Kläger u. a. auf die Rückzahlung eines
Gesellschafterdarlehens aus dem Jahr 1999 im Nennwert von 200.000,00 DM, welches er bei
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einer Bank refinanziert hatte. Außerdem leistete er eine Sonderzahlung, welche durch ein
weiteres Bankdarlehen über 45.000,00 € finanziert wurde. In den
Einkommensteuererklärungen für die Jahre 2005 und 2006 machten die Kläger die
Zinsbeträge für diese Darlehen als nachträgliche Erwerbsaufwendungen des Klägers geltend.
Der Beklagte erkannte dies nicht an; das Einspruchsverfahren blieb ohne Erfolg. In der
mündlichen Verhandlung des sich hieran anschließenden Klageverfahrens 2 K 4898/07 E am
05.11.2008 verständigten sich die Beteiligten dahin, dass die auf das Darlehen in Höhe von
45.000,00 € entfallenden Schuldzinsen als Werbungskosten bei den Einkünften aus
nichtselbständiger Tätigkeit zu berücksichtigen waren. Hinsichtlich der Zinsen aus dem der
Gesellschaft gewährten Darlehen erklärte sich der Vertreter des Beklagten bereit, beide
Einkommensteuerbescheide im Hinblick auf das Revisionsverfahren beim Bundesfinanzhof
mit dem Aktenzeichen VIII R 36/07 für vorläufig zu erklären. Der Rechtsstreit wurde daraufhin
in der Hauptsache für erledigt erklärt.

In der Folgezeit, nach der Entscheidung des Bundesfinanzhofs in dem o. g. Verfahren,
erkannte der Beklagte im Rahmen der Einkommensteuerfestsetzungen 2005 bis
einschließlich 2008 auch die auf die Finanzierung des Gesellschafterdarlehens entfallenden
Schuldzinsen als nachträgliche Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen an.

In der Einkommensteuererklärung für 2009 machten die Kläger weiterhin die dem Kläger
entstandenen Schuldzinsen anteilig als Werbungskosten bei dessen Einkünften aus
nichtselbständiger Tätigkeit und - in Höhe von 1.248,00 € - bei den Einkünften aus
Kapitalvermögen geltend. Der Beklagte erkannte für 2009 aber keine Werbungskosten bei
den Einkünften aus Kapitalvermögen mehr an.

Gegen den Einkommensteuerbescheid vom 09.03.2011 legten die Kläger Einspruch ein. Sie
waren der Auffassung, die angefallenen Schuldzinsen seien in vollem Umfang
steuermindernd zu berücksichtigen. Die Abzugsfähigkeit nachträglicher Werbungskosten bei
den Einkünften aus Kapitalvermögen sei erst durch eine gravierende Änderung der
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) möglich geworden. Diese
Rechtsprechungsänderung habe nicht im Gesetzesvorhaben bezüglich der Einführung der
Kapitalertragsteuer mit Abgeltungswirkung berücksichtigt werden können, da das Gesetz
bereits vor Bekanntgabe dieses Urteils verkündet worden sei. Daher könnten die Zinskosten
nicht in den Wirkungskreis der Abgeltungsteuer einbezogen werden. Da im Rahmen des
Gesetzgebungsverfahrens eingeführt worden sei, dass für Kosten aus bestimmten
Beteiligungen auf Antrag die Wirkung des Abgeltungsverfahrens ausgeschlossen werden
könne, andererseits sowohl in sämtlichen Jahren vor der Einführung des Abgeltungsprinzips
als auch im ersten Jahr nach Einführung ein Antrag auf Ansatz dieser Kosten gestellt worden
sei, seien sämtliche Voraussetzungen für die Anerkennung der Zinsaufwendungen erfüllt.

Der Einkommensteuerbescheid für 2009 wurde mit Bescheid vom 16.05.2011 aus anderen
Gründen zugunsten der Kläger geändert.

Mit Einspruchsentscheidung vom 10.10.2011 rechnete der Beklage antragsgemäß
zwischenzeitlich nachgewiesene, einbehaltene Kapitalertragsteuer in Höhe von 137,00 € an.
Im Übrigen wies er sinngemäß den Einspruch als unbegründet zurück. Er war der
Auffassung, dass für 2009 Schuldzinsen nicht mehr als nachträgliche Werbungskosten bei
den Einkünften aus Kapitalvermögen berücksichtigt werden könnten. Ab dem
Veranlagungszeitraum 2009 gelte nämlich die Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge. Gemäß
§ 20 Abs. 9 des Einkommensteuergesetzes (EStG) sei ein Abzug tatsächlicher
Werbungskosten ausgeschlossen. Lediglich der Sparer-Pauschbetrag - hier in Höhe von
1.602,00 € - könne gewährt werden. § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG, wonach das Prinzip der
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Abgeltungsteuer für Kapitalerträge nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 EStG auf Antrag
durchbrochen werden könne, wenn der Steuerpflichtige im Veranlagungszeitraum, für den
der Antrag erstmals gestellt werde, zu mindestens 1 v. H. an der Kapitalgesellschaft beteiligt
sei, sei hier nicht anzuwenden. Der Kläger habe bereits im Jahre 2001 seine
Geschäftsanteile an der GmbH veräußert. Im Veranlagungszeitraum 2009, für den der Antrag
erstmals gestellt werden könne, sei er nicht mehr an der GmbH beteiligt gewesen.

Hiergegen richtet sich die Klage, mit welcher die Kläger geltend machen, die
Ausnahmevorschrift des § 32 d Abs. 2 Nr. 3 EStG greife zu ihren Gunsten ein. Nach dem
Wortlaut dieser Vorschrift habe der Steuerpflichtige nur alle fünf Jahre zu belegen, dass er
seinerzeit, und zwar bei der erstmaligen Antragstellung, die Antragsvoraussetzungen erfüllt
habe. Nach Ablauf der fünf Jahre habe er keinen neuen Antrag zu stellen, sondern er werde
nur bis dahin vom jährlichen Nachweis eines erstmals gestellten Antrags befreit. Hieraus
ergebe sich, dass der Kläger unbefristet Werbungskosten bei seinen Einkünften aus
Kapitalvermögen geltend machen könnte, wenn er die Beteiligung im Jahr 2009 gehalten und
veräußert hätte, da das Halten einer Beteiligung in den Folgejahren grundsätzlich nicht vom
Gesetz verlangt werde (nur für das Jahr der erstmaligen Antragstellung). Dem Kläger werde
jedoch der Werbungskostenabzug verwehrt, weil es aufgrund der damaligen Gesetzeslage
nicht möglich gewesen sei, bereits im Jahr 2001 einen entsprechenden Antrag zu stellen. Zu
diesem Zeitpunkt sei vom Abgeltungsverfahren noch keine Rede gewesen.

Weiterhin sei zu berücksichtigen, dass erst mit BFH-Urteil vom 16.03.2010 VIII R 36/07
Schuldzinsen, die auf wesentliche Beteiligungen im Sinne von § 17 EStG entfielen, auch
nach Veräußerung oder Auflösung der Gesellschaft als Werbungskosten bei den Einkünften
aus Kapitalvermögen abgezogen werden könnten. Diese erhebliche Änderung der
Rechtsprechung habe der Gesetzgeber naturgemäß bei der Abfassung eines Gesetzes, das
ab dem Veranlagungszeitraum 2009 geltend solle, nicht berücksichtigen können.
Insbesondere habe er diesen Sachverhalt nicht im Rahmen der umfangreichen Anpassungen
zur erstmaligen Anwendung der neuen Gesetzeslage auf den Schnittpunkt
31.12.2008/01.01.2009 beachten können, wie er es z. B. bei Fondsanteilen, Stückzinsen,
bestehenden Verlustvorträgen getan habe. Der Steuerpflichtige habe jedenfalls für die Jahre
bis 2008 und auch für das Jahr 2009 als dem erstmaligen Jahr der Abgeltungsteuer stets und
folgerichtig die Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen erklärt und damit
einen vollen Abzug beantragt. Die Veräußerung der Anteile des Klägers habe im Jahr 2001
bei diesem zu steuerpflichtigen Verlusten in vollem Umfang geführt. Eine Veräußerung der
Anteile im Jahr 2009 hätte (evtl. mit Ausnahme des Teileinkünfteverfahrens) hier zum
gleichen steuerlichen Ergebnis geführt.

Der Kläger werde bei gleichem Sachverhalt unterschiedlich behandelt, wenn die
Veräußerung der Anteile im Jahr 2009 statt im Jahr 2001 stattgefunden hätte. Es handele
sich insofern um eine echte Gesetzeslücke, die von den zuständigen Gerichten zu füllen sei.
Ein Wille des Gesetzgebers, derartige Sachverhalte zukünftig nicht mehr zu berücksichtigen,
sei aus dem Gesetz nicht zu ersehen.

Die Schuldzinsen seien ungekürzt zu berücksichtigen. Der Kläger habe seine Beteiligung
bereits im Jahr 2001 vor Geltung des Halb- und Teileinkünfteverfahrens veräußert.

Die Kläger beantragen,

den Einkommensteuerbescheid für 2009 vom 09.03.2011, geändert durch Bescheid vom
16.05.2011, in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 10.10.2011 dahin zu ändern, dass
die geltend gemachten Schuldzinsen in Höhe von 1.248,00 € als nachträgliche
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Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen berücksichtigt werden.

Der Beklagte beantragt,

              die Klage abzuweisen,

hilfsweise, die Revision zuzulassen.

Er ist der Auffassung, ab dem Jahr 2009 sei eine Berücksichtigung der Schuldzinsen als
nachträgliche Werbungskosten nur noch unter den Voraussetzungen des § 32d

Abs. 2 Nr. 3 EStG für fünf Jahre möglich. Dieses Optionsrecht werde nach derzeitiger
Rechtslage aber nur demjenigen eingeräumt, der im betreffenden Jahr auch tatsächlich an
der Kapitalgesellschaft beteiligt sei. Alle Veräußerungen und Auflösungen vor dem
Veranlagungszeitraum 2009 (sog. Altfälle) liefen damit faktisch ins Leere. Diese Vorschrift
diene der Verwaltungsvereinfachung in Form eines erleichterten Nachweises der
Tatbestandsvoraussetzungen und ersetze nicht das Vorliegen einer Beteiligung.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der
Gerichtsakten und der vom Gericht beigezogenen Verwaltungsvorgänge Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

Die Klage ist begründet.

Der Einkommensteuerbescheid für 2009 ist rechtswidrig und verletzt die Kläger in ihren
Rechten (vgl. § 100 Abs. 1 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung -FGO-).

Der Beklagte hat zu Unrecht die geltend gemachten Schuldzinsen in Höhe von 1.248,00 €
nicht als nachträgliche Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen
berücksichtigt.

1. Seit Änderung der höchstrichterlichen Rechtsprechung durch die Urteile vom 16.03.2010
VIII R 20/08 (Bundessteuerblatt –BStBl- II 2010, 787) und vom 16.03.2010 VIII R 36/07
(Sammlung amtlich nicht veröffentlichter Entscheidungen -BFH/NV- 2010, 1795) können ab
dem Veranlagungszeitraum 1999 Schuldzinsen, die durch die Anschaffung einer im
Privatvermögen gehaltenen Beteiligung i. S. des § 17 EStG veranlasst sind, unter den
gleichen Voraussetzungen wie nachträgliche Betriebsausgaben als nachträgliche
Werbungskosten bei den Einkünften aus Kapitalvermögen abgezogen werden, wenn sie auf
Zeiträume nach Veräußerung der Beteiligung oder Auflösung der Gesellschaft entfallen.
Durch die Beendigung der Einkünfteerzielung aus Kapitalvermögen ist der ursprüngliche
Veranlassungszusammenhang nicht unterbrochen, weil die nachträglichen Schuldzinsen
nach wie vor durch die zur Erzielung von Einkünften aus Kapitalvermögen aufgenommenen
Schulden ausgelöst sind, die bei Veräußerung oder Aufgabe der Beteiligung nicht abgelöst
werden konnten. Hiernach sind die von den Klägern geltend gemachten nachträglichen
Schuldzinsen für 2009 als nachträgliche Werbungskosten bei den Einkünften aus
Kapitalvermögen anzuerkennen. Dies entspricht – bis zur Einführung des
Abgeltungsverfahrens – auch der übereinstimmenden Auffassung und Handhabung der
Beteiligten.

2. Die geltend gemachten Schuldzinsen sind ungekürzt, also nicht begrenzt durch das Halb-
oder Teileinkünfteverfahren, anzusetzen. Denn der Kläger hat lediglich solche durch seine
Beteiligung an der GmbH vermittelten Einnahmen erzielt, für die noch das
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Anrechnungsverfahren galt. Seine Beteiligung hat er bereits im Jahr 2001 veräußert (vgl.
BFH-Urteil vom 06.04.2011 IX R 28/10, BStBl II 2011, 814).

3. Der Abzug dieser tatsächlichen Werbungskosten ist nicht ausgeschlossen. § 20 Abs. 9
Satz 1 2. Halbsatz EStG, der als Teil des Abgeltungsverfahrens einen solchen Ausschluss
vorsieht, ist hier für 2009 nicht anzuwenden.

Dies folgt aus der eindeutig formulierten Anwendungsvorschrift des § 52a Abs. 10 Satz 10
EStG. Hiernach ist § 20 Abs. 3 bis 9 in der Fassung des Art. 1 des Gesetzes vom 19.12.2008
(Bundesgesetzblatt -BGBl- I; 2794, geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 08.12.2010
BGBl I, 1768), erstmals auf nach dem 31.12.2008 zufließende Kapitalerträge anzuwenden.
Der Gesetzgeber hat für die Anwendung des § 20 Abs. 9 EStG nicht auf das Jahr des
Abflusses der Aufwendungen beim Steuerpflichtigen abgestellt. Entscheidend ist, in welchem
Jahr die den Aufwendungen zuzuordnenden Kapitaleinnahmen zufließen, ggf. ab wann diese
zufließen können (vgl. FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 14.12.2011 2 K 1176/11, rkr.,
Entscheidungen der Finanzgerichte -EFG- 2012, 1146; Findeis/Karlstedt, Betriebsberater
–BB- 2011, 2075 unter V.; Eggers, Neue Wirtschaftsbriefe –NWB- 2011, 646; a. A. Jochum in
Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, Kommentar zum EStG, Loseblatt, § 20 Rdnr. K 77;
Bundesministerium der Finanzen vom 09.10.2012 IV C 1-S 2252/10/10013, 2011/0948384,
BStBl I 2012, 953 Rz. 322, wonach in 2009 abgeflossene Ausgaben auch unter das
Abzugsverbot fallen, wenn sie mit Kapitalerträgen der Vorjahre zusammenhängen).

Hier stehen die geltend gemachten Schuldzinsen nicht im Zusammenhang mit nach dem
31.12.2008 zufließenden Kapitalerträgen. Ein solcher Veranlassungszusammenhang ist hier
nicht möglich; er ist aufgrund der Veräußerung der Beteiligung im Jahr 2001 ausgeschlossen.

Dieses Ergebnis steht auch im Einklang mit der Begründung des Ausschlusses des Abzugs
von tatsächlichen Aufwendungen durch § 20 Abs. 9 Satz 1 EStG. Der Gesetzgeber
rechtfertigt dieses Abzugsverbot mit der Typisierung hinsichtlich der Höhe der
Werbungskosten in Höhe von 801 € bzw. 1.602 € in den unteren Einkommensgruppen. In
den oberen Einkommensgruppen sollen die Werbungskosten durch den relativ niedrigen
Proportionalsteuersatz von 25 v. H. mit abgegolten sein (Bundestags-Drucksache 16/4841,
57). Hierdurch hat der Gesetzgeber zum Ausdruck gebracht, dass das Abzugsverbot
gerechtfertigt ist, wenn Einnahmen zufließen, für welche die Besonderheiten des
Abgeltungsverfahrens, nämlich der einheitliche Sparer-Pauschbetrag bzw. die
Abgeltungsteuer von 25 v. H., zu beachten sind. Das gilt hier nicht.

Angesichts dieser Gesetzesbegründung kann auch eine mögliche Gesetzeslücke, welche
dadurch entstanden sein könnte, dass der Gesetzgeber bei der Einführung der
Abgeltungsteuer die Rechtsprechungsänderung zur Anerkennung von nachträglichen
Werbungskosten nicht berücksichtigen konnte, nicht dahin geschlossen werden, dass auf den
Zeitpunkt des Abflusses der Aufwendungen beim Steuerpflichtigen abgestellt wird. Einer
solchen Auslegung steht zudem der eindeutige Gesetzeswortlaut der besonderen
Anwendungsvorschrift für § 20 Abs. 9 EStG entgegen.

4. Die Übertragung der Berechnung der festzusetzenden Steuer auf den Beklagten beruht auf
§ 100 Abs. 2 Satz 2 FGO.

Die Kostenentscheidung stützt sich auf § 135 Abs. 1 FGO.

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung dieser Rechtsfrage wird die Revision zugelassen (vgl.
§ 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO).
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